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1 Vorbemerkungen  

1.1 Veranlassung und Planziel  

Die Stadt Rosbach vor der Höhe hat dringenden Bedarf an Wohnbauflächen. Bereits im Jahr 2020 wurde 

daher für das Anwesen Preulgasse 22b im Stadtteil Ober-Rosbach durch einen Investor eine Reihen- und 

Doppelhausbebauung auf den Weg gebracht. Das Plangebiet befindet sich am östlichen Siedlungsrand 

des Stadtteils Ober-Rosbach und wird von der Preulgasse aus durch eine kurze Stichstraße erschlossen. 

Auf dem Areal befanden sich mehrere ehemals landwirtschaftlich bzw. gewerblich genutzte leerstehende 

Gebäude. Durch eine Neubebauung soll das vorhandene Flächenpotential für die Schaffung dringend be-

nötigten Wohnraums genutzt werden. Der Altbestand wurde bereits abgebrochen. Ein großer Teil der Frei-

flächen innerhalb des Plangebiets ist durch eine wassergebundene Schotterdecke bzw. Asphalt/Beton ver-

siegelt. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“ (2020) sowie dessen erster Änderung (2021) 

wurden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnbebauung in Form von Einzel-, Doppel- 

oder Reihenhäusern mit insgesamt 12 Wohneinheiten geschaffen, die durch einen Investor realisiert wer-

den sollten. Dieser verkaufte im Jahr 2021 das Anwesen mit allen Rechten und Pflichten an die Werner 

Wohnbau GmbH & Co. KG. Bei der Werner Wohnbau GmbH & Co. KG handelt es sich um ein Immobilien-

unternehmen, das auf die Errichtung von schlüsselfertigen Doppel- und Reihenhausanlagen, Mehrfamili-

enhäusern sowie Senioren- und Pflegeimmobilien spezialisiert ist. Wegen der schwierigen Lage auf dem 

Wohnungsbausektor wurde von dem geplanten Einfamilienhaus-Projekt Abstand genommen. Das Unter-

nehmen beabsichtigt nun, eine u-förmige Wohnanlage für Senioren mit Service-Wohnen zu errichten. Um 

die bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Voraussetzungen mit konkretem Vorhabenbezug zu schaf-

fen, wird die 2. Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes (bzw. seiner 1. Änderung) erforderlich. 

Hierzu wurde seitens des Investors ein Änderungsantrag gestellt. 

Abb. 1: Luftbild Ober-Rosbach, Preulgasse 22b 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: www.geoportal.hessen.de, 08.09.2025     genordet, ohne Maßstab 

        Plangebiet 
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Die 2. Änderung des Bebauungsplans umfasst den gesamten Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes OR/28 1. Änderung und kann voraussichtlich im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

i. V. m. § 12 BauGB aufgestellt werden. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 0,4 ha. 

Für das ursprünglich geplante Wohnbauprojekt mit Reihen- und Doppelhäusern wurde durch den damali-

gen Investor bereits einen Infrastrukturbeitrag für die Bereitstellung von Kita-Plätzen sowie für Verwaltungs-

kosten geleistet. Mit dem Kaufvertrag hat der neue Investor sämtliche Rechte und Pflichten aus dem ge-

schlossenen städtebaulichen Vertrag übernommen. Zwischen der Werner Wohnbau GmbH & Co. KG und 

der Stadt Rosbach v. d. H. besteht Einvernehmen, dass der gezahlte Infrastrukturbeitrag für die Bereitstel-

lung von Kita-Plätzen nun projektorientiert zu einem Infrastrukturbeitrag für den seniorengerechten, barri-

erefreien Stadtumbau umgewidmet wird. Im Gegenzug werden die Kosten des Bauleitplanverfahrens von 

der Stadt übernommen. 

Um eine ordnungsgemäße Erschließung sicherzustellen, werden der Stadt nach Fertigstellung der Er-

schließungsstraße Teilflächen kostenfrei übertragen. 

Aufgrund des konkreten Vorhabenbezugs bedarf es der Aufstellung des Bebauungsplans als vorhaben-

bezogener Bebauungsplan gemäß § 12 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit einem Vorhaben- und 

Erschließungsplan sowie einem Durchführungsvertrag, der zwischen der Stadt Rosbach v. d. H. und der 

Vorhabenträgerin geschlossen wird. Gemäß § 12 Abs. 4 BauGB können zudem einzelne Flächen au-

ßerhalb des Bereichs des Vorhaben- und Erschließungsplanes in einen vorhabenbezogenen Bebauungs-

plan einbezogen werden. 

Ein Entwurf des Durchführungsvertrages wurde im Rahmen des Aufstellungsbeschlusses zur 2. Änderung 

durch die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rosbach v. d. H. in der Sitzung am 06.05.2025 gebilligt.  

Planziel ist die Anpassung der bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen u. a. zum Maß 

der baulichen Nutzung, Zahl der Vollgeschosse und zur Gebäudehöhe, Stellplätzen usw. an die vorlie-

gende Planung mit einer Seniorenwohnanlage. 

Der Regionale Flächennutzungsplan RegFNP 2010 stellt für den Bereich Wohnbauflächen Bestand dar. 

Die Planung kann insofern als aus dem Regionalen Flächennutzungsplan entwickelt angesehen werden. 

Besonderer Berücksichtigung bei der Planbearbeitung bedürfen die Belange des Orts- und Landschaftsbil-

des, der Erschließung und des Immissionsschutzes. 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rosbach v. d. H. hat in ihrer Sitzung am 06.05.2025 den 

Aufstellungsbeschluss für die 2. Änderung des Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“ gefasst.  

 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans (2. Änderung) umfasst in der Flur 12 der Gemarkung 

Ober-Rosbach die Flurstücke 455/4, 455/5, 457/8 und 457/9 sowie das Flurstück 552/1 teilweise, mit einer 

Gesamtfläche von 3.759 m². 

Der räumliche Geltungsbereich wird im Einzelnen wie folgt begrenzt:  

 Norden: Nebengebäude, Gärten und Wiesenflächen der Wohnbebauung der Preulgasse 

 Westen: Wohnbebauung entlang der Preulgasse 

 Süden: Nebengebäude, Gärten und Wiesenflächen der Wohnbebauung der Preulgasse und der 

Bahnhofstraße  

 Osten: Wiesen- und Weidenflächen, anschließend Bundesstraße B455 
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Abb. 2: Räumlicher Geltungsbereich 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

genordet, ohne Maßstab 

 

1.3 Übergeordnete Planungen  

1.3.1 Regionaler Flächennutzungsplan RegFNP 2010 

Der Regionale Flächennutzungsplan RegFNP 2010 weist den insgesamt ca. 0,4 ha großen Geltungsbe-

reich als Wohnbaufläche Bestand aus. Die Planung ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raum-

ordnung angepasst. 

Abb. 3: Auszug RegFNP 2010 (genordet, ohne Maßstab) 
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1.3.2 Verbindliche Bauleitplanung  

Für den räumlichen Geltungsbereich des hier in Rede stehenden Bebauungsplans gilt die rechtskräftige 1. 

Änderung des Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“ von 2021. Diese setzt Allgemeines Wohngebiet, Ein-

zel-, Doppel- und Reihenhausbebauung in offener Bauweise fest. 

Abb. 4: Bebauungsplan OR/28 „In der Preul“ 1. Änderung (2021), Auszug Plankarte, genordet, ohne Maßstab 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis: Der Geltungsbereich der 1. Änderung entspricht dem Geltungsbereich der 2. Änderung. 

 

Mit Inkrafttreten der 2. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“ werden 

für seinen Geltungsbereich, sprich vollständig, die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des rechts-

kräftigen Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“ 1. Änderung von 2021 durch die Festsetzungen des vor-

habenbezogenen Bebauungsplanes OR/28 „In der Preul“ 2. Änderung vollständig ersetzt. 

 

1.3.3 Fachplanungen, Landschaftsschutzgebiete 

Durch das Vorhaben kommt es zu keiner Flächenbeanspruchung oder Beeinträchtigung von Gebieten ge-

meinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete und/oder europäische Vogelschutzgebiete). 

 

1.4 Bestand und städtebauliche Rahmenbedingungen 

1.4.1 Topografie 

Das Gelände im Geltungsbereich fällt leicht von um + 173,4 m ü NHN im Nordwesten Richtung Nordosten 

auf um + 171,80 m ü NHN bzw. im Südwesten auf um + 172,30 m ü NHN ab.  
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1.4.2 Heutige Nutzungen und Baustruktur 

Das Plangebiet befindet sich am östlichen Siedlungsrand des Stadtteils Ober-Rosbach. Im Westen grenzt 

das Plangebiet an ein Wohngebiet, das die typischen baulichen Strukturen eines dörflich geprägten Wohn-

standorts mit Einzelhäusern und Nebenanlagen aufweist. Der historische und in großen Teilen denkmal-

geschützte Ortskern von Ober-Rosbach liegt rund 200 m westlich des Plangebiets. Nördlich, südlich und 

östlich grenzen Gärten, Wiesen und Weidenflächen an. 

Die früheren landwirtschaftlich und gewerblich genutzten Gebäude wurden bereits abgerissen. Die Fläche 

liegt seitdem brach und ist zum großen Teil geschottert. Baum- oder Strauchbestand besteht nicht.   

 

1.4.3 Verkehrliche Einbindung 

Das Plangebiet ist über die Stichstraße der Preulgasse ans örtliche Straßennetz und weiter über die Fried-

berger Straße im Norden an die Bundesstraße B 455, die sich östlich des Plangebietes befindet, ange-

schlossen. Diese stellt eine Verbindung zur nordöstlich gelegenen Kreisstadt Friedberg (Hessen) sowie mit 

dem Autobahnanschluss (Ausfahrt Friedberg) an die BAB 5 im Südwesten an das überörtliche Straßennetz 

dar und ist somit unmittelbar an das Bundesautobahnnetz angebunden. 

Rosbach v. d. H. verfügt über einen Regionalbahnhof, welcher ca. 750 m zu Fuß vom Plangebiet entfernt 

ist. Regelmäßige Bahnverbindungen bestehen nach Friedrichsdorf und Friedberg. Von dort aus ist man an 

das IC/ICE-Netz der Deutschen Bahn AG angeschlossen. 

 

1.4.4 Besitz und Eigentumsverhältnisse 

Die zur Rede stehenden Grundstücke befinden sich im Besitz des Vorhabenträgers, Flurstück 552/1 

(Wegeparzelle) befindet sich im Eigentum der Stadt Rosbach v. d. H. Die ausparzellierten Flurstücke 455/5 

und 457/9 gehen nach Durchführung der Erschließungsarbeiten als öffentliche Verkehrsflächen in das Ei-

gentum der Stadt Rosbach v.d. H. über.  

 

1.5 Innenentwicklung und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden 

zu stärken (durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548)). Der Vorrang der Innenent-

wicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ist insofern ausdrücklich als ein Ziel der 

Bauleitplanung bestimmt worden. Die städtebauliche Entwicklung soll nun vorrangig durch Maßnahmen 

der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB).  

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 

2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt:  

Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begrün-

det werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 

werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachver-

dichtungsmöglichkeiten zählen können. 

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, dass die 

Kommune Bemühungen unternommen hat, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zunächst die Mög-

lichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.  

Dem Auftrag der Kommune, die Innenentwicklung vor Außenentwicklung zu fördern, wird nachgekommen.  

Mit der vorliegenden Planung findet eine Wiedernutzbarmachung bereits bebauter Flächen statt. Der ur-

sprüngliche Gebäudebestand wurde seinerzeit nach § 34 BauGB als Vorhaben innerhalb des im Zusam-
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menhang bebauten Ortsteils genehmigt. Der RegFNP 2010 stellt das Plangebiet als Wohnbauflächen Be-

stand dar. Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes OR/28 aus 2020 bzw. der 1. Änderung 

aus 2021 entsprechen nicht der vorliegenden Planung für eine Seniorenwohnanlage. Die Anpassungen 

der städtebaulichen Kennziffern stellen die Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung des Plangebie-

tes unter Berücksichtigung heutiger Anforderungen und Bedürfnisse an das Wohnen insbesondere für Se-

nioren sicher. Eine Änderung der Gebietsausweisung „Allgemeines Wohngebiet“ erfolgt nicht. Durch die 

vorliegende 2. Änderung werden bereits als Wohnbaufläche ausgewiesene Grundstücke angepasst, es 

werden keine neuen Flächen in Anspruch genommen. Insofern wird die vorliegende Planung als eine Pla-

nung angesehen, die der Innenentwicklung dient. 

 

1.6 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“ 2. Änderung erfolgt im beschleunigten Verfahren 

gemäß § 13a BauGB. Ein beschleunigtes Verfahren kann angewandt werden, wenn es der Wiedernutz-

barmachung innerstädtischer Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwick-

lung dient. Die allgemeinen Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Verfahren sind gegeben, 

da mit der Planung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine städtebauliche Entwicklung und 

Nachverdichtung als Maßnahme der Innenentwicklung geschaffen werden.  

Das Verfahren nach § 13a BauGB ist darüber hinaus in den Fällen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB 

nur zulässig, wenn eine Grundfläche von 20.000 m² nicht überschritten wird und wenn der Bebauungsplan 

kein Vorhaben vorbereitet, für das die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 

dem UVPG besteht. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine 

Beeinträchtigung der Erhaltungsziele oder des Schutzzwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-

tung und der europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes bestehen.  

Vorliegend bleibt die zulässige Grundfläche deutlich unterhalb des genannten Schwellenwertes von 20.000 

m². Da es sich bei dem geplanten Vorhaben um die städtebauliche Fortentwicklung eines bereits als Wohn-

baufläche ausgewiesenen Bereiches handelt, aufgrund der geringen Größe (rd. 3.759 m² Gesamtgeltungs-

bereich, davon rd. 3.068 m² Fläche WA bzw. ca. 1.534 m² möglicher Wohnbau-Grundfläche) und der Er-

kenntnisse der landschaftsplanerischen Voruntersuchungen kann der Bebauungsplan im beschleunigten 

Verfahren aufgestellt werden. Ein UVP-pflichtiges Vorhaben wird nicht vorbereitet, Schutzgebiete i. S. d. § 

1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB werden ebenfalls nicht beeinträchtigt, und es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, 

dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen 

nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Im angrenzenden Umfeld wur-

den keine Bebauungspläne nach § 13a BauGB erstellt.  

Die im § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege sind gleichwohl sorgfältig zu erheben und abzuwägen. Hierzu wurde ein 

Umweltfachbeitrag mit artenschutzrechtlicher Bewertung erstellt. Deren Ergebnisse haben Eingang in die 

2. Änderung des Bebauungsplans „In der Preul“ gefunden. Die geplanten Änderungen der Art und des 

Maßes der baulichen Nutzung berühren nicht die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege.  

Im beschleunigten Verfahren gelten nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des vereinfachten 

Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Im vereinfachten Verfahren wird von der 

Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach 

§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 

Durchführung eines Monitorings nach § 4c BauGB abgesehen. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten 

in Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 zudem Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungspla-
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nes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 

oder zulässig, sodass ein Ausgleich vorliegend nicht erforderlich ist. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt durch Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfes nebst Begründung 

nach § 3 Abs. 2 BauGB, den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird nach  

§ 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich zur Öffentlichkeitsbeteiligung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Ein 

wichtiger Grund zur Verlängerung der Auslegungsfrist liegt nicht vor. 

 

 

2 Städtebauliche und planerische Konzeption  

Durch Fa. Werner Wohnbau GmbH & Co. KG ist die Bebauung des Plangebietes mit einem größeren 

Wohngebäude mit insgesamt 52 Wohneinheiten für Senioren, Tiefgarage mit 25 Stellplätzen, Gemein-

schaftsräumen sowie Räumlichkeiten für einen ambulanten Pflegedienst geplant, welche die Grundlage für 

die Änderung der Festsetzungen des Bebauungsplanes bilden. Die Planung sieht in dem u-förmig ange-

legten Gebäude drei Vollgeschosse und ein Staffelgeschoss mit begrüntem Flachdach vor. Die Erschlie-

ßung erfolgt von Norden, die Tiefgaragenzufahrt ist auf der Ostseite des Gebäudes geplant. Aufstellflächen 

für die Feuerwehr wurden bereits berücksichtigt.  

Abb. 5: Bebauungskonzept Wohnanlage „In der Preul“, Lageplan, genordet, ohne Maßstab 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Werner Wohnbau GmbH & Co. KG, Stand April 2026 
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Die grundsätzlich geänderte Gebäudekonzeption und -nutzung, höhere Geschossflächenzahl, Geschos-

sigkeit und max. zulässige Gebäudehöhe der zugrundeliegenden Planung machen die Änderung des 

rechtskräftigen Bebauungsplanes erforderlich. Diese Anpassungen dienen der Nachverdichtung auch im 

Sinne des gesetzten Zieles, vorhandene Bauflächen (und Gebäude) stärker in Fläche und Höhe auszunut-

zen, um weniger Flächen im Außenbereich neu zu versiegeln und um mehr Wohnfläche, hier insbesondere 

für Senioren, zu schaffen. Vorliegend wurde auf eine verträgliche Einfügung in die bestehende Umgebung 

geachtet. Die Planung liegt z. B. mindestens rund 0,50 m (Preulgasse 20a) bis rd. 1,90 m (Preulgasse 24) 

unter der Höhe der bestehenden Gebäude in der Preulgasse, das Maß der baulichen Nutzung orientiert 

sich ebenfalls an den dichter bebauten westlich gelegenen Bestandsgrundstücken der Orts- und Altorts-

lage. 

Abb. 6: Bebauungskonzept Wohnanlage „In der Preul“, Ansichten mit Umgebungsbebauung, ohne Maßstab 

 

 

 

 
Quelle: Werner Wohnbau GmbH & Co. KG, Stand November 2025 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan „SeniorenWohnen Rosbach“ mit Lage- und Freiflächenplan, Grund-

rissen, Schnitten und Ansichten (Stand November 2025/April 2026) liegt dem Bebauungsplan als Bestand-

teil bei.  
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Zur Konzeption des „Service-Wohnens“: 

Es sind 52 Wohneinheiten mit Wohnungsgrößen zwischen rd. 31 m² und rd. 78 m² geplant. Im Haus dürfen 

Personen mit dem Mindestalter 55 Jahren, bei Paaren mindestens eine Person davon, wohnen, oder mit 

Einstufung in einen Pflegegrad der Pflegeversicherung (ohne Altersgrenze), z. B. Schlaganfallpatienten, 

oder Personen mit einem Behinderungsgrad von mindestens 50 % (ohne Altersgrenze), z. B. MS-Er-

krankte, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind. 

Diese Bedingungen sind Gegenstand der Teilungserklärung. Ziel ist es, die Eigenständigkeit innerhalb der 

eigenen vier Wände so lange wie möglich zu bewahren. Dies erfolgt in erster Linie durch die barrierefreie 

Bauweise der gesamten Wohnanlage. Die Wohnform unterliegt nicht dem Heimgesetz. 

Im Erdgeschoss befindet sich ein Gemeinschaftsraum (rd. 71 m²) als Treffpunkt für Bewohner und deren 

Gäste inkl. der Räumlichkeiten für den ambulanten Pflegedienst (Büro). Der Gemeinschaftsraum fördert 

gemeinsame Aktivitäten und soziale Kontakte. Die Ausstattung besteht aus einer kleinen Küchenzeile, Ti-

schen, Stühlen sowie WC und einer Gemeinschafts-Terrasse mit Blick in den begrünten Innenhof. Der 

Gemeinschaftsraum stellt Allgemeinfläche dar. Im südlichen Bereich des Grundstückes wird eine baum-

überstandene Grünanlage mit Spazierwegen, zahlreichen Bänken und einem Boule- bzw. Boccia-Spielfeld 

als Aufenthaltsbereich im Freien eingerichtet. Ein Sichtschutz zur östlich angrenzenden Maschinenhalle in 

Form einer Heckenpflanzung rundet das begrünte Freiraumkonzept ab.  

Die Betreuung erfolgt durch den bereits örtlich ansässigen ambulanten Pflegedienst (Sozialstation häusli-

che Pflege Niddatal-Rosbach-Wöllstadt). Der Pflegedienst stellt eine sogenannte Basisleistung zur Verfü-

gung, die als fester Bestandteil und untrennbar zum Wohnungsangebot gehört. Die Basisleistung wird über 

das monatlich zu zahlende Wohngeld (Betriebskosten) mit abgerechnet und ist zu zahlen, unabhängig 

davon, ob die Angebote der Basisleistung in Anspruch genommen werden oder nicht. Die Basisleistung 

umfasst das folgende Angebot: 

- Bereitstellung von Betreuungspersonal zu festgelegten Zeiten (z. B. Mo. Mi, Fr jeweils 3 Stunden) 

als Ansprechpartner vor Ort 

- Darüber hinaus telefonische Erreichbarkeit zu festgelegten Zeiten 

- Hilfestellung gegenüber Behörden und Kranken-/Pflegekassen 

- Vermittlung von gewünschten Leistungen der Bewohner 

- Organisation von gemeinschaftlichen Veranstaltungen und Aktivierung der Bewohner 

Nicht zu den Basisleistungen gehört ein Hausnotruf. Dieser wird auf Wunsch oder Bedarf durch den Pfle-

gedienst zur Verfügung gestellt bzw. organisiert. 

Neben den Basisleistungen werden die sogenannten Wahlleistungen angeboten. Dazu gehören in erster 

Linie pflegerische und/oder hauswirtschaftliche Leistungen. Die Wahlleistungen werden gesondert verein-

bart und vergütet. Es besteht keine Verpflichtung, über die Basisleistungen hinausgehende Wahlleistungen 

in Anspruch zu nehmen. Je nach persönlicher Voraussetzung können die Wahlleistungen durch die Kran-

ken- bzw. Pflegekassen (ganz oder teilweise) übernommen werden. 

Zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein Durchführungsvertrag abgeschlossen. In diesem 

Durchführungsvertrag werden weitergehende Vereinbarungen u. a. zur Erschließung, Ver- und Entsorgung 

und zum Straßenausbau getroffen, und es wird geregelt, dass das Baurecht erlischt, wenn das geplante 

Vorhaben nicht innerhalb einer bestimmten Frist realisiert wird. Weiterhin wird im Durchführungsvertrag die 

Kostentragung durch die Vorhabenträgerin und die Nutzung des Infrastrukturbeitrages geregelt. 

Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich die Vorhabenträgerin im 

Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines 

neuen Durchführungsvertrags sind zulässig. 
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3 Inhalt und Festsetzungen  

Gemäß § 12 Abs. 1 BauGB können die Gemeinden durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die 

Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der Grundlage eines mit der Ge-

meinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen (Vorha-

ben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung innerhalb einer be-

stimmten Frist und im Rahmen eines Durchführungsvertrages zur Tragung der Planungs- und Erschlie-

ßungskosten ganz oder teilweise verpflichtet. Da es sich vorliegend um ein konkretes Vorhaben handelt 

und es mit Fa. Werner Wohnbau auch einen Vorhabenträger gibt, erfolgt die Aufstellung des vorliegenden 

Bebauungsplanes als vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB.  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan OR/28 „In der Preul“ 2. Änderung wird unter Verwendung der be-

bauungsplanüblichen Festsetzungsmethodik in Inhalt und Form erarbeitet. Dabei wird auf die Baunut-

zungsverordnung ebenso Bezug genommen wie auf die Planzeichenverordnung, wobei § 12 Abs. 3 Satz 

2 BauGB ausdrücklich Abweichungen vom Festsetzungskatalog des § 9 Abs. 1 BauGB und von der 

BauNVO erlaubt, sofern ein bodenrechtlicher Bezug der Festsetzungen gegeben ist. 

Zur Sicherung der angestrebten städtebaulichen Entwicklung und Ordnung sind in Ausführung des § 1 Abs. 

3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplan OR/28 „In der Preul“ 2. Änderung aufgenommen worden. 

 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

3.1.1 Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 

Zur Ausweisung gelangt wie bisher ein vorwiegend dem Wohnen dienendes Allgemeines Wohngebiet ge-

mäß § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO).  

Gemäß § 4 BauNVO sind in Allgemeinen Wohngebieten allgemein zulässig: 

- Wohngebäude,  

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störende Handwerksbetriebe und  

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise zugelassen werden können darüber hinaus: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe und 

- Tankstellen. 

Im Allgemeinen Wohngebiet werden darüber hinaus die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zuläs-

sigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen. Der Ausschluss entspricht dem städtebauli-

chen Ziel, innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches keine Nutzungen planungsrechtlich vorzubereiten, 

die der angestrebten Standortqualität entgegenstehen oder im Kontext der Lage des Plangebietes nicht 

oder nur bedingt verträglich untergebracht werden können.  

Gartenbaubetriebe erfordern i. d. R. eine große Betriebsfläche (Wohnung bzw. Wohngebäude des Be-

triebsinhabers, Laden, Gewächs- und Treibhäuser und sonstige Nebenanlagen), insbesondere wenn sie 

ihre Erzeugnisse selbst züchten. Auch im Hinblick auf mögliche Verlagerungen derartiger Betriebe und der 

dann anstehenden bodenordnenden Maßnahmen werden Gartenbaubetriebe nicht zugelassen. 
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Tankstellen benötigen einen geeigneten Standort an einer öffentlichen Straße mit ausreichendem Durch-

gangsverkehr. Sie zählen aufgrund ihrer Betriebseinrichtungen und notwendigen Parkplätze zu den Anla-

gen mit hohem Flächenbedarf. Somit sollen sie, auch wegen ihres verursachenden Kundenverkehrs und 

der dadurch verbundenen Immissionen (teilweise auch nachts), ausgeschlossen werden. 

Mit der Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet können die innerhalb des Plangebietes vorgesehenen 

Nutzungen erfasst und planungsrechtlich gesichert werden. 

Die Festsetzung entspricht dem im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet 

(WA). 

Hinzu kommen gemäß § 13 BauNVO Räume für freie Berufe (Berufsausübung freiberuflich Tätiger und 

solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben). 

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind stets die Grundflächenzahl 

oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe 

baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- 

und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können (§ 16 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO)).  

Zum Maß der baulichen Nutzung werden die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl sowie die Zahl 

der maximal zulässigen Vollgeschosse festgesetzt. Hinzu kommen Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

baulicher Anlagen innerhalb des Plangebietes. 

 

3.2.1 Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel m² Grundfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 

BauNVO zulässig sind. Der Bebauungsplan setzt eine zu den Orientierungswerten für Allgemeine Wohn-

gebiete gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO moderat erhöhte Grundflächenzahl von GRZ = 0,4 fest. Die Festset-

zung ermöglicht damit eine Bebauung, die in ihrer Dichte auch an das städtebauliche Umfeld (Altortslage) 

anknüpft und zugleich eine der Lage des Plangebietes und der zugrundeliegenden Planung entsprechende 

bauliche Nutzung der Grundstücke ermöglicht. 

Die zulässige Grundfläche darf gemäß § 19 Abs. 4 durch die Grundfläche von Garagen und Stellplätzen 

mit ihren Zufahrten, untergeordneten Nebenanlagen und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeober-

fläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grundflächenzahl von GRZ II = 

0,8 überschritten werden.  

Die Festsetzung entspricht der im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Grundflächenzahl von 

GRZ = 0,4 für das Allgemeine Wohngebiet (WA). 

Die Festsetzung der GRZ II auf 0,8 erfolgt im Rahmen des nach § 19 Abs. 4 BauNVO zulässigen und 

entspricht der Festsetzung des rechtskräftigen Bebauungsplanes (1. Änderung). Um dem aus dem Nut-

zungskonzept einer Seniorenwohnanlage resultierenden höheren Bedarf an Stellplätzen, Nebenanlagen 

usw. gerecht werden zu können, wird die GRZ II entsprechend festgesetzt. Sie bleibt dabei unverändert 

zum rechtskräftigen Bebauungsplan (1. Änderung), der ebenfalls bereits GRZ II = 0,8 festsetzt. 
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3.2.2 Geschossflächenzahl 

Die Geschossflächenzahl gibt an, wie viel m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 

Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Der Bebauungsplan setzt für das Allgemeine Wohngebiet eine Geschoss-

flächenzahl von GFZ = 1,2 fest und bleibt dabei ebenfalls im Rahmen des nach den Orientierungswerten 

der Baunutzungsverordnung zulässigen Bereich.  

Die Geschossfläche ist dabei nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln. 

Die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Trep-

penräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind regelmäßig nicht mitzurechnen. 

Die Festsetzung erhöht die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Geschossflächenzahl von GFZ 

= 0,8 für das Allgemeine Wohngebiet (WA). Durch die Erhöhung der Festsetzungen zum Maß der baulichen 

Nutzung können entsprechend auch mehr Wohnflächen bzw. Wohneinheiten entstehen. Die Erhöhung er-

folgt in einem vertretbaren, innerhalb der Orientierungswerte der BauNVO liegenden und der geplanten 

Nutzung gemäß dem Vorhaben- und Erschließungsplan und Nachverdichtung geschuldeten Rahmen. Die 

Abstandsflächen gem. Hessischer Bauordnung (HBO) werden eingehalten; durch die hochwertige gestal-

terische Freiflächenplanung und die großflächige Dachbegrünung wird das Areal zum bisherigen Zustand 

aufgewertet und mit der geplanten Seniorenwohnanlage mit Serviceleistungen einer sinnvollen neuen Nut-

zung mit hohem sozialem und gesellschaftlichem Wert zugeführt. 

 

3.2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Die Hessische Bauordnung (HBO) definiert den Vollgeschossbegriff zunächst wie folgt:  

Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m über die 

Geländeoberfläche hinausragen, sonst sind sie Kellergeschosse. Hohlräume zwischen der obersten Decke und 

der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, sind keine Geschosse. Vollgeschosse sind ober-

irdische Geschosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenüber mindestens einer Außenwand 

des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) und ein Geschoss mit mindestens einer 

geneigten Dachfläche ist ein Vollgeschoss, wenn es diese Höhe über mehr als drei Viertel der Brutto-Grundflä-

che des darunter liegenden Geschosses hat. Die Höhe der Geschosse wird von Oberkante Rohfußboden bis 

Oberkante Rohfußboden der darüber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflächen bis Oberkante der 

Tragkonstruktion gemessen. Untergeordnete Aufbauten über Dach und untergeordnete Unterkellerungen zur 

Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen für die Gebäude sind keine Vollgeschosse. Dachgeschosse 

sind Geschosse mit mindestens einer geneigten Dachfläche. 

Der Bebauungsplan begrenzt für seinen Geltungsbereich die maximale Zahl der Vollgeschosse auf ein 

Maß von Z = III. Innerhalb des Plangebietes ist somit künftig eine III-geschossige Bebauung zuzüglich 

eventueller Staffelgeschosse oder auch Dach- und Kellergeschosse, die nicht die Vollgeschossdefinition 

der HBO erfüllen, im Rahmen der getroffenen Festsetzungen zur Höhenentwicklung planungsrechtlich zu-

lässig. 

Die Festsetzung erhöht die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Zahl der Vollgeschosse von  

Z = II für das Allgemeine Wohngebiet (WA), um auch hier der Forderung nach einer höheren Verdichtung 

und somit mehr Wohnfläche auch in den ländlichen Lagen nachkommen zu können und die vorliegenden 

Planungsentwürfe mit der geplanten Seniorenwohnanlage mit Serviceleistungen gemäß dem Vorhaben- 

und Erschließungsplan umsetzen zu können. 

 

3.2.4 Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Hessische Bauordnung (HBO) nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des Vollgeschosses 

höhenmäßig zunächst unbegrenzt. Daher wird ergänzend eine Höhenbegrenzung aufgenommen, sodass 
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die künftige Bebauung in ihrer Höhenentwicklung eindeutig bestimmt werden kann. 

In den Bebauungsplan OR/28 „In der Preul“ 2. Änderung wird durch die Festsetzung der maximalen GE-

bäudehöhen (OK Geb. max.) eine Höhenbegrenzung aufgenommen, die die Höhe der künftigen Bebauung 

eindeutig bestimmt. Die Gebäudeoberkante wird auf ein Maß von OK Geb. max. = +185,32 m ü NHN 

festgesetzt. Die Neubebauung bleibt damit unter den Firsthöhen der Bestandsgebäude Preulgasse 20a - 

32 zurück (mindestens rund 0,50 m (Preulgasse 20a - +185,86 m ü NHN) bis rd. 1,90 m (Preulgasse 24 - 

+187,18 m ü NHN)), um eine Einfügung in die Umgebung mit einer zurückhaltenden Gebäudehöhe zu 

gewährleisten (vgl. Abb. 6 S. 11). Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist die Geländehöhe 

an der nordöstlichen Grundstücksecke Flurstück 455/5 und liegt bei + 171,82 m ü. NHN. Somit liegt die 

maximal zulässige Gebäudehöhe bei 13,50 m über dem unteren Bezugspunkt. 

Als maximal zulässige First- bzw. Gebäudehöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum höchsten 

Punkt der Dachhaut des obersten Geschosses (bzw. Staffelgeschosses). Technische Aufbauten wie 

Schornsteine, Solaranlagen, Wärmepumpen, Aufzüge, Lüftungsanlagen bleiben unberücksichtigt. Auf die 

Festsetzung einer Traufhöhe wird verzichtet. 

Die Festsetzung erhöht die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte maximale Gebäudehöhe AH 

max. von 9,50 m für zweigeschossige Gebäude entsprechend der geplanten höheren Geschossigkeit ge-

mäß dem Vorhaben- und Erschließungsplan und konkretisiert diese für Nebenanlagen und Dachaufbauten. 

Sie steht im Zusammenhang mit der Erhöhung der sonstigen Maße der baulichen Nutzung wie oben dar-

gelegt. 

 

3.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Es sind unverändert Einzelhäuser zulässig, die Doppel- und Reihenhausfestsetzung entfällt. Die offene 

Bauweise besagt, dass Gebäude mit seitlichem Grenzabstand und einer maximalen Länge von 50 m er-

richtet werden dürfen. Daher wird planungsorientiert eine offene Bauweise festgesetzt. Darüber hinaus 

gelten die Abstandsbestimmungen der Hessischen Bauordnung (HBO). Die Ausweisung der überbaubaren 

Grundstücksfläche erfolgt mittels Baugrenzen, die mit den Gebäuden nicht überschritten werden dürfen. 

Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Terrassen oder Balkone bis zu einer Tiefe von 3,00 m über-

schritten werden. Die Abstandsregelungen der HBO sind dabei weiterhin zu beachten. Mit der Festsetzung 

der Überschreitung soll den Terrassen oder Balkonen ein größerer Freiraum als den Hauptbaukörpern und 

eine Flexibilität hinsichtlich der Größe und Positionierung eingeräumt und gleichzeitig ein Rahmen gebildet 

werden. 

Darüber hinaus wird klarstellend festgesetzt, dass bei Konkurrenz von der festgesetzten Grundflächenzahl 

(GRZ) und der überbaubaren Grundstücksfläche die jeweils engere Festsetzung gilt. 

Die Baugrenzen und die überbaubaren Grundstücksflächen orientieren sich an den Bestandsfestsetzungen 

und der geplanten Erschließung und Bebauung. Die Festsetzung zur offenen Bauweise wird beibehalten. 

 

3.4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

Der Bebauungsplan setzt fest, dass (Tief-) Garagen, Carports und Stellplätze innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen sowie innerhalb der hierzu festgesetzten Flächen zulässig sind. Für Wertstoffbehälter 

und Transformatoren u. ä. werden ebenfalls Flächen für Nebenanlagen mit der jeweiligen Zweckbestim-

mung festgesetzt, um die Lage für die Planung u. a. auch der jeweiligen Ver- und Entsorgungsbetriebe zu 

bestimmen. 

Nebenanlagen zur Garten- und Freiflächengestaltung sowie Gartenbewirtschaftung sind in den nicht über-

baubaren Grundstücksflächen nur eingeschränkt zulässig, Art und Größe werden genauer festgelegt sowie 
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Aufenthaltsräume in Nebenanlagen ausgeschlossen. Dies dient u. a. der Sicherung der Randbereiche und 

begrenzt die Bebauung mit unterschiedlichsten Hüttenbauwerken, die sich negativ auf das äußere Erschei-

nungsbild des Baugebietes auswirken können. 

Die Festsetzungen übernehmen, konkretisieren und ergänzen die im rechtskräftigen Bebauungsplan ge-

troffenen Festsetzungen zu Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen. 

 

3.5 Verkehrsflächen 

Der Bebauungsplan setzt zur Sicherung der Erschließung innerhalb des Plangebietes gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 11 BauGB Straßenverkehrsflächen fest. Dazu wird der bestehende Stichweg der Preulgasse im Nor-

den, der die Anbindung an die bestehende Ortslage bildet, festgesetzt.  

An der südlichen Geltungsbereichsgrenze unmittelbar angrenzend an das Flurstück 575/1, dem (teilweise) 

verrohrten Bachlauf des Rosbaches, wird festgesetzt, dass dort keine Ein- und Ausfahrten eingerichtet 

werden dürfen. 

Die Festsetzung zur Verkehrsfläche ist identisch zum rechtskräftigen Bebauungsplan. 

 

3.6 Geh- und Fahrrechte 

Zur Sicherung der Erreichbarkeit für den Anlieger des südlichen Flurstückes 455/3 sowie Rettungsdienste 

und Feuerwehr werden mit Geh- und Fahrrechten zu belegende Flächen auf dem Flurstück 455/4 festge-

setzt. 

Die Festsetzungen zu Geh-, Fahr- und Leitungsrechten des rechtskräftigen Bebauungsplanes werden ent-

sprechend auf die Erfordernisse der nun vorliegenden Planung abgestimmt. 

 

3.7 Grünordnerische Festsetzungen 

Im Rahmen des Bebauungsplans werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB vorgesehen, und es wird festgesetzt, dass 

befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke in einer Bauweise herzustellen sind, die eine 

Versickerung von Niederschlagswasser ermöglicht, sofern dadurch das Grundwasser nicht gefährdet wird. 

Zu- und Ausfahrten sind davon ausgenommen. Weiterhin werden Stein- und Schottergärten und die Ver-

wendung von Geovlies sowie Kunstrasen ausgeschlossen. Ergänzend werden Festsetzungen zur Reduk-

tion der Lichtemissionen getroffen. 

Der Bebauungsplan beinhaltet weiterhin Festsetzungen für die Anpflanzung und die Erhaltung von Bäu-

men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB. Mindestens 

100 % der nicht überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten, davon 

sind mindestens 25 % mit Baum- und Strauchpflanzungen zu gestalten. Mit den Festsetzungen soll erreicht 

werden, dass der Versiegelungsgrad möglichst gering gehalten wird und die natürlichen Bodenfunktionen 

nicht über das erforderliche Maß hinausgehend beeinträchtigt werden. Zudem sind Flachdächer bis 5° 

Dachneigung, soweit sie nicht für technische Anlagen ausgestaltet sind, als extensiv begrünte Dächer an-

zulegen und dauerhaft zu erhalten; dies gilt auch für Garagen, Carports und sonstige Nebenanlagen.  

Die grünordnerischen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes werden übernommen und im 

Sinne des Natur-, Arten- und Klimaschutzes ergänzt bzw. konkretisiert. 
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4 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Alle baulichen Maßnahmen tragen in der Wahl ihrer Gestaltung grundsätzlich dazu bei, die baugeschicht-

liche Bedeutung, die erhaltenswerte Eigenart und somit auch die Identität der gewachsenen Siedlungs-

strukturen zu bewahren und zu stärken. Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i. V. 

m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO sind daher bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften in den Bebauungs-

plan aufgenommen worden. Gegenstand sind die Dachgestaltung, Einfriedungen, Grundstückfreiflächen 

sowie Abfall- und Wertstoffbehälter.  

 

4.1 Dachgestaltung und Dachaufbauten 

Die Gebäude innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches sollen sich in Maßstab und Ausführung soweit 

wie möglich in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügen, während, insbesondere auch innerhalb des 

Plangebietes, ein gestalterisch einheitliches Erscheinungsbild der geplanten Bebauung angestrebt wird. 

Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen zur Dachgestaltung (Form, Neigung, Eindeckung, Auf-

bauten). Die Festsetzungen sollen somit insgesamt zu einem ruhigen Erscheinungsbild der Dachlandschaft 

und somit auch des Ortsbildes insgesamt beitragen. 

Dachform und -neigung: Zulässig sind Flachdächer mit einer Neigung von 0° bis 5°, für diese wird eine 

extensive Dachbegrünung festgesetzt (vgl. Kap. 3.5). Ein Staffelgeschoss ist grundsätzlich zulässig.  

Dacheindeckung und (technische) Dachaufbauten: Anlagen zur aktiven Nutzung von Sonnenenergie (So-

lar- und Photovoltaikanlagen) und extensive Dachbegrünungen sind zwingend festgesetzt. Die Kombina-

tion von Gründächern mit Photovoltaikanlagen ist möglich. Hierbei wird die unter den aufgeständerten So-

larmodulen vorhandene Dachfläche z. B. extensiv begrünt. 

Dachaufbauten sind Bestandteil des Daches, sie sollen sich dem Dach in ihrer Größe unterordnen. Tech-

nische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, Wärmepumpen, Aufzüge bzw. Aufzugsüberfahrten, Lüf-

tungsanlagen etc. sind grundsätzlich zulässig (vgl. Kap. 3.2.4). Sie müssen dabei um mindestens 1 m von 

den äußeren Gebäudekanten zurückgesetzt angeordnet werden. 

Die Festsetzungen behalten die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Dachformen und -neigun-

gen bei, und konkretisieren diese für Eindeckungen und Dachaufbauten. 

 

4.2 Einfriedungen 

Einfriedungen sind unter anderem zur Dokumentation von Grundstücksgrenzen und gegebenen Eigen-

tumsverhältnissen erforderlich. Einfriedungen können allerdings auch unerwünschte Trennwirkungen be-

gründen. Solche das Ortsbild beeinträchtigende Trennwirkungen sollen im Plangebiet ausgeschlossen 

werden. Der Bebauungsplan setzt daher fest, dass ausschließlich „offene Einfriedungen“ und Hecken bis 

zu einer Höhe von max. 1,50 m zulässig sind. Unter „offenen Einfriedungen“ sind z. B. Holzlattenzäune, 

Drahtgeflecht oder auch Stabgitter zu verstehen. Zur Durchlässigkeit von Kleintieren ist ein Mindestboden-

abstand von 15 cm einzuhalten. 

Die Festsetzungen zur Einfriedung werden zum rechtskräftigen Bebauungsplan konkretisiert. 

 

4.3 Abfall- und Wertstoffbehälter 

Stellplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind entweder in das jeweilige Gebäude zu integ-

rieren oder durch einen wirksamen Sichtschutz (Hecke, berankte Holzelemente bzw. Einhausungen oder 

Müllbehälterschränke) gegen eine allgemeine Einsicht abzuschirmen.  

Der rechtskräftige Bebauungsplan triftt diesbezüglich bisher keine Festsetzungen, diese werden neu in den 

Entwurf der 2. Änderung aufgenommen. 
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5 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Die verkehrliche Erschließung und Anbindung ist Bestand und erfolgt über die bestehende Stichstraße der 

Preulgasse im Norden ins örtliche Straßennetz. Der erforderliche Ausbau ist gemäß den vertraglichen Re-

gelungen als verkehrsberuhigte Zone mit Pflasterbelag vorgesehen und wird durch die Vorhabenträgerin 

erbracht. Radfahrer und Fußgänger können den Planstandort über die bestehenden Wegebeziehungen 

und über straßenbegleitende Gehwege erreichen. Die Stichstraße selbst geht im Osten in einen Wirt-

schaftsweg über, der schließlich als Sackgasse endet. Die verkehrliche Erschließung der südlich gelege-

nen Feldscheune bzw. des Flurstückes 455/3 erfolgt über die geplante Zufahrt zur Tiefgarage im Osten 

und wird durch Geh- und Fahrrecht bzw. Baulast gesichert.  

Die Preulgasse ist im Norden an die Friedberger Straße angebunden, die ins Ortszentrum bzw. zur B455 

Richtung Friedberg führt. Im Süden mündet die Preulgasse nahe der Kreuzung zur B455 in die Nieder-

Rosbacher Straße. Nach Süden führt diese zur Autobahnauffahrt auf die BAB 5. 

 

5.1 Anbindung an den ÖPNV 

Hinsichtlich der nicht motorisierten Verkehrsteilnehmer und der Anbindung an den Öffentlichen Personen-

verkehr ist der bestehende Bushaltepunkt in ca. 350 m nordöstlicher Richtung zu erreichen: Eine Anbin-

dung an den ÖPNV ist über die vorhandene Bushaltestelle in der Friedberger Straße gegeben (Linien FB-

33, FB-36, FB-73 (Rosbach – Friedberg, Rosbach – Bad Nauheim, Rosbach – Karben)). Weiterhin verfügt 

Rosbach v. d. H. über einen Bahnanschluss. Dieser liegt in rd. 850 m fußläufiger Entfernung zum Plange-

biet im Stadtteil Nieder-Rosbach. 

 

5.2 Ruhender Verkehr 

Im Hinblick auf die geplante Bebauung ist dafür Sorge zu tragen, dass ausreichend Stellplätze für Pkws 

innerhalb des Geltungsgebietes zur Verfügung gestellt werden. Der Stellplatznachweis ist grundsätzlich 

auf der Grundlage der jeweils zum Zeitpunkt der Bauantragstellung gültigen Stellplatzsatzung der Stadt 

Rosbach v. d. H. zu führen. Aufgrund der vorgesehenen Nutzung als Seniorenwohnanlage, für die die 

derzeit gültige Stellplatzsatzung der Stadt Rosbach v. d. H. vom 24.03.2015 bisher keine konkreten Vorga-

ben trifft, wird im Bebauungsplan i. S. § 4 Abs. 2 der Satzung festgesetzt, dass 0,5 Stellplätze je Wohnein-

heit sowie 2 Stellplätze für den Pflegedienst nachzuweisen sind. Die Beschränkung für die Zufahrtsbreiten 

auf 6,00 m bzw. 7,50 m gemäß § 3 Abs. 2 bzw. Abs. 3 der Stellplatzsatzung wird gemäß dem Vorhaben- 

und Erschließungsplan aufgehoben. Im Bebauungskonzept ist eine Tiefgarage mit 25 Stellplätzen (davon 

sieben behindertengerechte Stellplätze) sowie sechs Stellplätze (davon zwei behindertengerechte Stell-

plätze) oberirdisch vor dem Gebäude geplant. Ergänzend sind Fahrradabstellplätze ebenfalls vor dem 

Haupteingang im Norden sowie im Untergeschoss geplant. 

 

 

6 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 

BGBl. I S.1359) am 20. Juli 2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Be-

gründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Umwelt-

prüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet werden. 

Der Umweltbericht ist in die Abwägung einzustellen. Dieses Verfahren ist für alle Bauleitpläne anzuwen-

den, deren Verfahren nach Inkrafttreten des EAG Bau eingeleitet wurde.  
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Eine Ausnahme stellen hierbei jedoch Bebauungspläne dar, die unter Anwendung des vereinfachten Ver-

fahrens gemäß § 13 BauGB beziehungsweise des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a BauGB auf-

gestellt werden.  

Zum Bebauungsplan OR/28 „In der Preul“ 2. Änderung wurde ein Umweltfachbeitrag mit artenschutz-

rechtlicher Bewertung erstellt, welche der Begründung als Anlage beigefügt sind; auf die dortigen Aus-

führungen wird verwiesen. 

 

 

7 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 

dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich ver-

mieden werden. An das Plangebiet grenzt ausschließlich Wohnbebauung an.  

Mit der geplanten Zuordnung der Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung eines Allgemeinen Wohn-

gebietes im Kontext der im näheren Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen kann dem genannten Tren-

nungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden. 

Die Entwicklung des Plangebietes erfolgt in Kenntnis über die von der B 455 auf das Plangebiet einwirken-

den Emissionen. Auf die Lärmthematik wird sowohl mit aktiven, als auch passiven Maßnahmen eingegan-

gen, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu gewährleisten. 

Durch den geschlossenen Gebäudezug im östlichen Bereich des Plangebietes, der dreigeschossig und mit 

einem Staffelgeschoss ausgeführt wird, wird eine aktive Lärmbarriere für den Innenbereich des Plangebie-

tes bzw. den Innenraum des u-förmigen Gebäudes geschaffen, die auch die westlich gelegenen Gebäu-

deteile schützt. Dies bringt auch eine Verbesserung der Verkehrslärmsituation für die Bestandsgebäude 

an der Preulgasse mit sich. Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan und den Durchführungsvertrag 

ist die gemäß Vorhaben- und Erschließungsplan vorgesehene Gebäudeplanung planungsrechtlich wie 

auch vertraglich gesichert. 

Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte für das Wohngebiet muss zusätzlich durch passive Schallschutz-

maßnahmen an den Wohngebäuden sichergestellt werden. Die Bemessung und Dimensionierung der da-

für erforderlichen passiven Schallschutzmaßnahmen wurde gemäß schalltechnischer Stellungnahme 

P20030 der Beratungsgesellschaft Schallimmissionsschutz, Technische Akustik GSA Ziegelmeyer GmbH 

vom September 2020 für die damalige Gebäudeplanung erbracht. Entsprechende textliche Festsetzungen 

wurden in den rechtskräftigen Bebauungsplan aufgenommen, diese werden vorliegend aufgrund der Fort-

schreibung der Schalltechnischen Stellungnahme auf die aktuelle Planung und aktuelle Rechtsgrundlagen 

angepasst und konkretisiert (vgl. Textliche Festsetzungen Ziff. A 10). Die DIN 18005, DIN 4109 [Teil 1 + 2 

2018] sowie der Bericht Nr. P 26006 vom 20.04.2026 der Beratungsgesellschaft Schallimmissionsschutz, 

Technische Akustik GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein, können im Bauamt der Stadt Rosbach v. d. H. 

eingesehen werden. 

Die Bewertung der „Außenwohnbereiche“ (Balkone, Loggien, Terrassen) erfolgte dabei anhand der Vorge-

hensweise der Bauaufsichtsbehörde Frankfurt am Main, wonach die Festlegung von Schallschutzmaßnah-

men für „Außenwohnbereiche“ erst bei Überschreitung des Immissionsgrenzwertes der Verkehrslärm-

schutzverordnung für Mischgebiete – tags 64 dB(A) – auch bei WA-Gebieten erforderlich wird. Demnach 

sind für die vorliegende Planung keine Maßnahmen an den Balkonen und Terrassen erforderlich (vgl. 

Schalltechnische Stellungnahme P 26006, Kapitel 8). 
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Die Errichtung einer Lärmschutzwand an der B 455 als aktive Lärmschutzmaßnahme konnte für das Plan-

gebiet ausgeschlossen werden, da die Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren 

gem. § 13a BauGB erfolgt und das Plangebiet ausschließlich Flächen umfasst, die gemäß den Vorgaben 

an ein solches Verfahren, im RegFNP als Wohnbauflächen (Innenbereich gem. § 34 BauGB) beurteilt und 

dargestellt sind. Die für eine Bebauung mit einer Lärmschutzwand geeigneten Grundstücke an der B 455 

liegen außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes und befinden sich zudem im privaten Be-

sitz, sodass die Stadt Rosbach keinen Zugriff darauf hat. 

Zusätzlich gilt es zu beachten, dass entlang der B 455 eine 20 m tiefe Bauverbotszone gem. § 23 HStrG 

einzuhalten ist, innerhalb derer bauliche Anlagen nicht zulässig sind, da sie von Hessen Mobil für künftige 

Verkehrsinfrastrukturprojekte vorgehalten werden. Somit bliebe nur noch die Errichtung einer Lärmschutz-

wand innerhalb des Plangebietes, was aufgrund der geringen Grundstücksgröße sowohl aus städtebauli-

cher und gestalterischer, als auch wirtschaftlicher Sicht nicht vertretbar wäre. 

Die Schalltechnische Stellungnahme liegt dem Bebauungsplanverfahren als Anlage bei. Auf die Ausfüh-

rungen wird entsprechend verwiesen. 

 

 

8 Klimaschutz 

Seit der BauGB-Novelle 2004 wurde die „Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz“ gesondert als 

Ziel der Bauleitplanung im Baugesetz aufgeführt. Gemeinden wurde grundsätzlich die Möglichkeit einge-

räumt, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen, auch die Umsetzung von energiepolitischen und 

energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Nach der Neufassung von § 1 Abs. 5 BauGB sollen 

die Bauleitpläne nunmehr „Klimaschutz und Klimaanpassung insbesondere auch in der Stadtentwicklung“ 

fördern.  

Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde unter dem Aspekt des Klimaschutzes und des Einsatzes erneuerbarer 

Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt. Beachtlich ist hierbei die 

vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 Satz f und § 1a Abs. 5 BauGB), 

die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) und städtebaulicher Verträge (§ 11 

Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie (§ 248 

BauGB). 

Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s. o.) hinausgehend kann auf die speziellen ener-

giefachrechtlichen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneu-

erbarer Energien verwiesen werden, die bei der Bauplanung und Bauausführung zu beachten und einzu-

halten sind. Nach § 10 Abs. 2 Satz 3 des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) werden die Eigentümer von 

Gebäuden, die neu errichtet werden, etwa dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes 

durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Es ist zudem sicherzustellen, dass bei 

der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden ein bestimmter Standard an Maßnahmen zur 

Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten ist. 

Die geplanten Gebäude erfüllen die Vorgaben der Energie-Einspar-Verordnung (EnEV 2016/2018) bzw. 

des Gebäudeenergiegesetzes (GEG). Seitens der Vorhabenträger wird mindestens die Einhaltung des 

GEG-Standards angestrebt. Sofern es sich zum gegebenen Zeitpunkt als wirtschaftlich erweist, sollen 

gerne je nach Förderkulisse entsprechende Programme in Anspruch genommen werden, sodass ein hö-

herer energetischer Standard erreicht werden kann. 
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Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen zu Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung und Speicherung von 

Strom aus erneuerbaren Energien. Die Installation und Nutzung von PV-Anlagen zur Stromerzeugung si-

chert die langfristige Bezahlbarkeit der Energieversorgung in Gebäuden durch eine Stabilität der Energie-

preise. Die Investitionskosten von PV-Anlagen sind kalkulierbar, die solare Strahlungsenergie ist im Ge-

gensatz zu fossilen Brennstoffen kostenlos. Der Eingriff in die Baufreiheit und die Eigentumsfreiheit (Art. 

14 Abs. 1 GG) ist daher zumutbar und trägt überdies zu einer sozialgerechten Bodennutzung (§ 1 Abs. 5 

S. 1 BauGB) bei. 

Die Solarfestsetzung fügt sich in den Rahmen des Energiefachrechts ein und erfüllt zugleich deren gesetz-

liche Ziele zum Ausbau erneuerbarer Energien (§ 1 Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2021), wonach 

die Stromversorgung zunehmend auf erneuerbaren Energien beruhen soll (§ 1 Abs. 1 Energiewirtschafts-

gesetz – EnWG).  

Die verpflichtende Festsetzung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen wird gemäß Durchführungsvertrag 

neu in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 

 

9 Baugrund und Boden 

Bei den anstehenden Böden handelt es sich um keine seltenen oder schützenswerten Bodentypen. Die 

hydrogeologische Einheit zählt zu den Miozänen Tonen, Schluffen, Sande, Mergel, Kalksteinen, Braun-

kohle, die Gesteinsart wird mit Sediment, Verfestigung mit Lockergestein angegeben, der geochemische 

Gesteinstyp ist silikatisch mit organischen Anteilen, die Durchlässigkeit wird mit Klasse 5: gering (>1E-7 

bis 1E-5) und der Leitercharakter als Grundwasser-Geringleiter eingestuft (Quelle: www.gruschu.hes-

sen.de, Datenabruf 10.09.2025). 

Die Bodenfunktionen sind durch die früheren Nutzungen und großflächigen Versiegelungen bereits vorbe-

lastet. Auch die kleineren unbefestigten Rasen- und Lagerflächen weisen nur noch eingeschränkte Boden-

haushaltsfunktionen auf. Mit der Umsetzung der Planung durch Wiedernutzbarmachung von Innenbe-

reichsflächen wird dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden Folge geleistet. Für die 

Erschließung des Gebietes müssen keine neuen Flächen in Anspruch genommen werden, sondern sie 

erfolgt über das vorhandene Straßen- und Wegenetz. 

Parallel zum Aufstellungsverfahren der 2. Änderung wurde ein Ingenieurgeologisches Gutachten (Proj.-

Nr. 25013) durch das Büro KAT Umweltberatung GmbH, Flörsheim, erstellt. Dieses liegt dem Bebauungs-

plan als Anlage bei, auf die näheren Ausführungen wird verwiesen. 

 

 

10 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz  

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die Berücksichti-

gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens. Die Gliederung orientiert sich 

an der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bauleitplanung (V 1.1 

vom Oktober 2023). 

 

10.1 Hochwasserschutz 

10.1.1 Überschwemmungsgebiete 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt weder in einem Überschwemmungsgebiet noch 

in einem überschwemmungsgefährdeten Gebiet.  



Stadt Rosbach v.d.H., Stadtteil Ober-Rosbach – Vorhabenbez. Bebauungsplan OR/28 „In der Preul“ 2. Änderung 23 

PlanES, 35423 Lich – 04/2026 

10.1.2 Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht in einem Risikogebiet außerhalb von 

Überschwemmungsgebieten. 

 

10.2 Wasserversorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser und Löschwasser ist Bestand, für die Neubebauung 

erfolgt ein Anschluss bzw. Ausbau der bestehenden Netze. 

 

10.2.1 Bedarfsermittlung 

Für das Plangebiet ergibt sich unter der Annahme der geplanten Wohnanlage mit max. bis zu 60 Wohnein-

heiten jeweils max. á 2 Personen/WE bei einem Verbrauch von 130 l/Person/Tag ein max. Wasserbedarf 

von insgesamt rd. 5.694 m³/Jahr. 

 

10.2.2 Wassersparnachweis 

Für das geplante Baugebiet empfiehlt es sich, vorausschauend zu betrachten, dass der Verbrauch und der 

Verlust von Wasser, soweit dies technisch möglich oder zumutbar ist, so gering wie möglich gehalten wird 

(vgl. § 28 Abs. 2 und § 36 HWG). Hierzu zählt auch die Realisierbarkeit von Ressourcenpotentialen in Form 

von Trinkwassereinsparung und Trinkwassersubstitution. 

Die Möglichkeit einer Speicherung von Niederschlagswasser und Nutzung von Niederschlags- und Grau-

wasser soll geprüft werden (§ 37 Abs. 4 HWG).  

Der Einbau einer Retentionsanlage für das Niederschlagswasser wird für das Plangebiet festgesetzt, die 

Grauwassernutzung z. B. zur Toiletten- oder Waschmaschinenspeisung wird empfohlen. 

 

10.2.3 Deckungsnachweis 

Der Löschwasser- und Trinkwasserbedarf für das Baugebiet kann grundsätzlich von der Stadt Rosbach v. 

d. H. bzw. den Stadtwerken Rosbach gedeckt werden. In der Preulgasse sind Trinkwasserleitungen DN 80 

(Grauguß) vorhanden. Der Ruhedruck liegt bei ca. 3,9 bar.  

 

10.2.4 Technische Anlagen 

Eine Anbindung an das öffentliche Trinkwassernetz ist Bestand, die vorhandenen technischen Anlagen zur 

Trinkwasserversorgung sind grundsätzlich ausreichend. Im Zuge des Neubaus der Erschließungsstraße 

ist geplant, die DN 80 GG Leitung gegen eine DN 100er Leitung auszutauschen, was die Versorgungssi-

cherheit und die Leistungsfähigkeit der Leitung stark erhöht und notwendig ist. Hydranten sind in der nä-

heren Umgebung ebenfalls vorhanden bzw. im Zuge des Straßenausbaus einzuplanen. Gemäß vertragli-

cher Regelung erhält das Plangebiet einen Hausanschluss von der Preulgasse bis in den Hausanschluss-

raum des Gebäudes. Die Anforderungen der Wasserversorgungssatzung der Stadt Rosbach v. d. Höhe 

sind einzuhalten. 

 

10.2.4.1 Brandschutz 

Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung für Bebauungen ist gemäß dem § 14 Abs. 1 HBO – 2018 in Verbindung mit 

den Mindestanforderungen nach dem Arbeitsblatt W 405 DVGW Abs. 4 und 5 zu planen, wobei als Grund-

satz folgende Mindestwassermengen zur Verfügung stehen müssen: 
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• Zur Löschwasserversorgung für eine Bebauung (WR, WA, WB, MI, MD) bis drei Geschosse oder 

GFZ > 0,7 und < 1,2 muss eine Wassermenge von mind. 1.600 l/min. (96 m³/h) über einen Zeitraum von 

mindestens 2 Stunden zur Verfügung stehen, die Brandreserve im Hochbehälter muss mindestens 192 m³ 

betragen. 

Der Fließdruck darf im Versorgungsnetz bei max. Löschwasserentnahme über die eingebauten Hydranten 

nicht unter 1,5 bar absinken. Kann diese Löschwassermenge vom öffentlichen Versorgungsnetz nicht er-

bracht werden, so ist der Löschwasservorrat durch andere geeignete Maßnahmen, z. B. Löschteiche (DIN 

14210), unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14230) oder die Einrichtung von Löschwasserbehältern 

(DIN 14230) oder die Einrichtung von Löschwasserentnahmestellen an „offenen Gewässern“ sicherzustel-

len.  

Die Löschwasserversorgung ist derzeit mit 800 l/min bzw. 48 m³/h mit einer Versorgungsdauer von zwei 

Stunden gegeben. Zur Einhaltung der geforderten 1600 l/min sind bauseits entsprechende Vorkehrungen 

zu treffen (z. B. Löschwasserzisterne o. ä.), da selbst mit einer Leitungserneuerung die geforderten Werte 

nicht zu erreichen wären.  

Hydranten: 

Zur Löschwasserentnahme sind im öffentlichen Versorgungsnetz Hydranten - Unterflurhydranten nach DIN 

3221 bzw. Überflurhydranten nach DIN 3222 einzubauen. 

Folgende Abstände sind einzuhalten: 

- Offene Wohngebiete 120 m 

- geschlossene Wohngebiete 100 m 

- Geschäftsstraßen 80 m 

Für den Einbau der Hydranten ist das DVGW Regelwerk - Arbeitsblatt W 331 (M) - einzuhalten. Über-

flurhydranten sind entsprechend DIN 3222 farblich zu kennzeichnen. Unterflurhydranten sind durch Hin-

weisschilder für Brandschutzeinrichtungen nach DIN 4066 gut sichtbar zu kennzeichnen. 

Sonstige Maßnahmen 

Die Straßen sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast von mindestens 

10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht von 16 t ohne Schwierigkeiten befahren werden können. Auf 

die Muster-Richtlinie der Fachkommission Bauaufsicht der ARGEBAU vom Februar 2007 (zul. geändert 

Oktober 2009) „Flächen für die Feuerwehr“ sowie die DIN 14090 wird verwiesen. 

 

10.3 Grundwasserschutz 

10.3.1 Schutz des Grundwassers 

Gemäß § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften 

zu vermeiden. Das Grundwasser darf demnach durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplanten Maß-

nahmen qualitativ und quantitativ nicht beeinträchtigt werden. Zum gegenwärtigen Planstand gibt es keinen 

Anhaltspunkt dafür, dass die Änderung des bereits bestehenden Bebauungsplans das Grundwasser be-

einträchtigt. Gemäß den Ergebnissen des Ingenieurgeologischen Gutachtens 2025 ist anzunehmen, dass 

„im bautechnisch relevanten Bereich bis in 4 bis 6 m Tiefe kein zusammenhängender Grundwasserleiter 

ausgebildet ist. Lokale Stau- und Schichtwasserhorizonte sind allerdings jahreszeitlich bedingt und nach 

Niederschlagsereignissen nicht auszuschließen.“ 
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10.3.2 Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet/Heilquellenschutzgebiet 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der qualitativen Schutzzone IV und 

der quantitativen Schutzzone D des festgesetzten Heilquellenschutzgebietes Bad Nauheim, Staatsanzei-

ger 1984/48 S. 2352 bzw. Änderung 1988/30 S. 1678. Die entsprechenden Schutzgebietsverordnungen 

sind zu beachten. 

 

10.3.3 Verminderung der Grundwasserneubildung 

Von Bedeutung im Hinblick auf die langfristige Trinkwassersicherung ist die mit der Versiegelung infolge 

der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate.  

Jede Inanspruchnahme von Bodenfläche für eine bauliche Nutzung begründet einen Eingriff in die natürli-

chen Bodenfunktionen, da insbesondere die Speicherfähigkeit sowie Filter- und Pufferfunktionen beein-

trächtigt werden können.  

Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelungen von zu befesti-

genden Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung 

von Gehwegen, Garagenzufahrten, Hofflächen und Pkw-Stellplätzen sowie Festsetzungen zur Dachbegrü-

nung bei Flachdächern. 

Weiterführend kann auf die einschlägigen Bestimmungen der Hessischen Bauordnung (HBO), z. B. den im 

Folgenden zitierten § 8 Abs. 1 HBO verwiesen werden: 

Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind  

1. wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen und 

2. zu begrünen oder zu bepflanzen, 

soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Satz 1 findet keine Anwendung, 

soweit Bebauungspläne oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht überbauten Flächen treffen. 

 

10.3.4 Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Versickerung von Niederschlag ist im Rahmen der Bauleitplanung zu prüfen. Gemäß dem Baugrund-

gutachten sind die Anforderungen an die Wasserdurchlässigkeit nicht gegeben, die abgeleiteten kf-Werte 

von 1,9 x 10-6 m/s bis 2,4 x 10-7 m/s liegen außerhalb der für eine wirtschaftliche Versickerung erforderlichen 

Wasserdurchlässigkeit des Bodens. 

Um die Rückhaltung von Niederschlagswasser und die Reduzierung der Abflussmenge im Plangebiet den-

noch zu erhöhen, wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass Flachdächer extensiv zu begrünen sind. 

Das Einleiten des auf versiegelten Flächen anfallenden und gesammelten Niederschlagswassers in den 

Untergrund (in das Grundwasser) oder in anliegende oberirdische Gewässer bedarf gem. §§ 8 if. des Was-

serhaushaltsgesetzes WHG einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde 

des Wetteraukreises zu beantragen, ist jedoch vorliegend voraussichtlich nicht geplant.  

 

10.3.5 Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 

Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind im Rahmen der Bauleitplanung 

grundsätzlich die minimalen und maximalen Grundwasserflurabstände zu berücksichtigen. Bei den Unter-

grunduntersuchungen konnte kein Grundwasser festgestellt werden. Näheres ist dem anliegenden Bau-

grundgutachten zu entnehmen. 
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10.3.6 Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplans 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht im Einflussbereich eines Grundwasser-

bewirtschaftungsplanes. 

 

10.3.7 Bemessungsgrundwasserstände 

„Aufgrund fehlender langfristiger Erhebungen für mögliche Grundwasserhöhen im Bereich des Bauvorha-

bens können keine belastbaren Grundwasserhöhen für die Bauzeit oder den allgemeinen Höchststand 

angegeben werden. Unabhängig davon ist zu berücksichtigen, dass die fein- und gemischtkörnigen Böden 

des Bauareals im Sinne der für Bauwerksabdichtungen heranzuziehenden DIN 18533-1 als wenig wasser-

durchlässige Böden gelten (Kf-Wert <<10-4 m/s). Daher muss davon ausgegangen werden, dass sich in 

Arbeitsräume einsickerndes Oberflächen- und Sickerwasser sowie zufließendes Schichtwasser vor erdbe-

rührten Wänden und unter Bodenplatten aufstaut und diese Bauteile als Druckwasser beansprucht. Als 

vorläufigen Bemessungswasserstand, insbesondere für die Bauwerksabdichtung, ist somit die Gelände-

oberkante anzusetzen.“ (Quelle: Ingenieurgeologisches Gutachten 25013, KAT Umweltberatung GmbH) 

 

10.3.8 Bauwerke im Grundwasser 

Durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplanten Tiefbaumaßnahmen (hier: Tiefgarage/Unterkellerung, 

Kanalbaumaßnahmen usw.) kann ein Aufstauen, Absenken und Umlenken von Grundwasser bewirkt wer-

den. Aussagen über das Ausmaß und etwaige Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung können zum 

gegenwärtigen Planstand noch nicht getroffen werden.  

„Für die unterkellerten Bauwerksteile ist aufgrund der wenig wasserdurchlässigen Böden zunächst ein 

mögliches Aufstauen bis auf Höhe der GOK anzusetzen. Wenn nicht für eine Ableitung gesorgt wird (keine 

Dränung), kann sich Sickerwasser in den Arbeitsräumen sowie evtl. im Gründungspolster einstauen. Es 

kommen folgende Möglichkeiten für die Abdichtung in Betracht:  

1) Außenabdichtung aller erdberührten Bauteile nach DIN 18533 unter Zugrundelegung der Wassereinwir-

kungsklasse W2.1-E bzw. W2.2-E, wenn die unterste Abdichtungsebene mehr als 3 m unter GOK liegt. 

2) Ausführung aller erdberührten Bauteile nach der DAfStB-Richtlinie „Wasserundurchlässige Bauwerke 

aus Beton“. Für die Bemessung ist die Beanspruchungsklasse 1 (ständig oder zeitweise drückendes Was-

ser) zu Grunde zu legen. 

Bei der Herstellung dieser Gebäudeabdichtung sind Durchdringungen (z.B. Ver- und Entsorgungsleitungen 

bzw. Grundleitungen) durch die Bodenplatte wasserundurchlässig auszuführen.“ (Quelle: Ingenieurgeolo-

gisches Gutachten 25013, KAT Umweltberatung GmbH) 

 

10.4 Schutz oberirdischer Gewässer 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Oberflächenge-

wässer, Quellen oder quellige Bereiche. Der Vorfluter Rosbach grenzt unmittelbar südlich an das Plange-

biet an, ist jedoch in diesem Abschnitt bis zur B455 verrohrt. Der Gewässerrandstreifen von 5 m wird durch 

die südliche Baugrenze eingehalten. 

 

10.5 Abwasserbeseitigung 

10.5.1 Gesicherte Erschließung 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden der sachgerechte Umgang mit Abwasser und die Be-

lange des Umweltschutzes berücksichtigt (§ 1 Abs. 6 BauGB). Auf die entsprechenden Ausführungen in 
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dieser Begründung sowie im Umweltfachbeitrag wird verwiesen. Da es sich vorliegend um die Änderung 

eines bestehenden Bebauungsplanes bzw. Planung in einem Bestandsgebiet handelt und die Erschließung 

bereits vorhanden ist, wird davon ausgegangen, dass die hier angesprochenen Belange in angemessener 

Form Berücksichtigung finden. 

 

10.5.2 Anforderung an die Abwasserbeseitigung 

Eine geordnete Abwasserbeseitigung ist in der Regel dann gegeben, wenn 

- der Anschluss an ein zentrales Kanalisationsnetz möglich ist und das anfallende Abwasser in einer 

öffentlichen Kläranlage gereinigt werden kann, 

- die Abwasseranlagen den jeweils maßgeblichen Regeln der Technik entsprechen, 

- beim Einleiten des Abwassers in ein Gewässer die Menge und Schädlichkeit des Abwassers ge-

ringgehalten wird, wie es nach dem Stand der Technik möglich ist und 

- in neuen Baugebieten Niederschlagswasser ortsnah versickert oder im Trennsystem abgeleitet 

wird. 

Der vorliegende Bebauungsplan berücksichtigt die vorgenannten Kriterien.  

10.5.2.1 Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen  

Die vorhandenen öffentlichen Abwasseranlagen sind ausreichend leistungsfähig. Östlich des Geltungsbe-

reiches verläuft ein öffentlicher Mischwasserkanal DN 1000, der geplante Anschluss soll dort im Schacht 

120250 (in der Verlängerung der Erschließungsstraße) erfolgen. Ggf. kann der vorhandene Hausan-

schlusskanal verwendet werden, dies ist im Zuge der Erschließungsplanung zu prüfen. 

Das Regenwasser aus dem Plangebiet darf nur über ein Regenrückhaltebecken mit max. Drosselabfluss 

= 2,2 l/ in den öffentlichen Kanal eingeleitet werden. Details werden im Durchführungsvertrag geregelt.  

10.5.2.2 Anforderungen an das Einleiten von Abwasser 

Das Einleiten von Abwasser (Schmutzwasser, Niederschlagswasser) in ein Gewässer (oberirdische Ge-

wässer, Grundwasser) stellt eine Benutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und ist nach § 8 WHG erlaub-

nispflichtig. Die Anforderungen an das Einleiten von Abwasser ergeben sich aus § 57 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 

WHG. Eine Einleitung von Abwasser in ein Gewässer ist vorliegend jedoch nicht geplant.  

10.5.2.3 Verwertung von Niederschlagswasser und Grauwasser 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die zur Verringerung des abzuleitenden und zu behandelnden 

Niederschlagswassers führen, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von 

Gehwegen, Zufahrten, Hofflächen sowie von Pkw-Stellplätzen, durch Dachbegrünungen und Regenrück-

haltebecken.  

10.5.2.4 Versickerung des Niederschlagswassers 

Im Zusammenhang mit der Abwasserentsorgung kann auf die in § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 

(WHG) enthaltene bundesrechtliche Regelung verwiesen werden: 

§ 55 Abs. 2 WHG: Grundsätze der Abwasserbeseitigung 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermi-

schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sons-

tige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Das Hessische Wassergesetz (HWG) wurde zudem bereits an Inhalt und Systematik des im Jahr 2010 

geänderten Wasserhaushaltsgesetzes angepasst und am 14.12.2010 vom Landtag beschlossen, sodass 
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nach der erfolgten Anpassung des Landesrechts nachfolgend auch die maßgebliche Vorschrift des HWG 

aufgeführt werden soll: 

§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasserbeseitigung 

Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn 

wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  

Sowohl § 55 Abs. 2 WHG als auch § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG stellen zunächst unmittelbar geltendes Recht 

dar, wobei der Begriff „soll“ dahingehend verstanden wird, dass nur bei nachweislich zu erwartenden 

Schwierigkeiten, d. h. bei atypischen Sonderfällen, von dem Vollzug Abstand genommen werden darf. Auf 

die Ausführungen zur Versickerung im Kapitel 10.3.4 wird verwiesen.  

10.5.2.5 Entwässerung im Trennsystem 

Es ist vorgesehen, das Plangebiet im sog. modifizierten Mischsystem zu entwässern und an die vorhan-

dene öffentliche Kanalisation anzuschließen (siehe Kap. 10.5.2.1). Zur Regenwasserverwertung und -rück-

haltung wird als Wasserrechtliche Festsetzung gemäß § 37 Abs. 4 Satz 2 HWG der Einbau einer Regen-

rückhalteanlage mit gedrosselter Einleitung in den öffentlichen Mischkanal festgesetzt. 

10.5.2.6 Kosten und Zeitplan 

Ziel der Vorhabenträgerin ist ein Beginn der Erschließungsmaßnahmen im Jahr 2026. Der Stadt Rosbach 

v. d. H. entstehen wie vertraglich vereinbart durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes OR/28 „In der 

Preul“ Kosten für das Bauleitplanverfahren. Die weiteren Kostentragungen durch die Vorhabenträgerin wer-

den im Durchführungsvertrag geregelt.  

 

10.6 Abflussregelung 

10.6.1 Abflussverhältnisse im Gewässer 

Es ist geplant, das Baugebiet selbst im sog. modifizierten Mischsystem zu entwässern und an das vor-

handene öffentliche Mischsystem anzuschließen. Vorgabe der Regenentwässerung ist es, das anfallende 

Oberflächenwasser auf der zukünftig verdichteten Baugebietsfläche je nach Erfordernis durch eine Retenti-

onsanlage zu sammeln und gedrosselt in den öffentlichen Kanal einzuleiten. Zum gegenwärtigen Planzeit-

punkt wird davon ausgegangen, dass durch die geplanten Maßnahmen im Gebiet nicht mit einer erhöhten 

Abflussmenge zu rechnen ist. 

 

10.6.2 Hochwasserschutz 

Im Baugebiet werden alle technisch möglichen Maßnahmen (z. B. Beschränkung der zulässigen Versiege-

lung, Dachbegrünung, Freiflächenbegrünung) getroffen, um zu einer Verbesserung des Hochwasserschut-

zes beizutragen. 

 

10.6.3 Erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen 

Weitergehende Maßnahmen zum Hochwasserschutz sind im Rahmen der hiermit vorliegenden Bauleitpla-

nung nicht erforderlich. 

 

10.6.4 Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Das Offenhalten der Böden ist eine wesentliche Voraussetzung für einen wirksamen Grundwasser- und 

Bodenschutz. Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen, um die Bodenversiegelung auf das notwendige 

Maß zu begrenzen (§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB): Festsetzung zur Verwendung von wasserdurchlässigen 
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Belägen bei der Gestaltung von zu befestigenden Flächen (Stellplätze, Zufahrten, Fuß- und Radwege). 

 

10.6.5 Starkregen 

Von Starkregen wird gesprochen, wenn in kurzer Zeit und meist räumlich begrenzt sehr hohe Nieder-

schlagsmengen auftreten. Solche Extremwetterereignisse werden mit voranschreitendem Klimawandel 

wahrscheinlich verstärkt vorkommen. Diese kurzzeitigen und unwetterartigen Starkregenereignisse führen 

auch abseits von Fließgewässern sehr häufig zu Überflutungen und Schäden. 

Eine erste Übersicht der Gefährdungslage bei Starkregen vermittelt die hessenweit verfügbare Starkregen-

Hinweiskarte. Sie soll Kommunen dabei unterstützen, ihre eigene Situation besser einschätzen zu können. 

Zu beachten ist, dass Starkregen auch außerhalb der gekennzeichneten Flächen auftreten kann. 

Abb. 7: Ausschnitt aus der Starkregen-Hinweiskarte (genordet, ohne Maßstab) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lage des Plangebiets (Quelle: www.hlnug.de, 16.09.2025) 

Wie der Starkregen-Hinweiskarte zu entnehmen, liegt das Plangebiet in einem Bereich mit hohem Stark-

regen-Risiko. 

Da Starkregen jeden treffen kann, ist es wichtig, Vorsorge zu betreiben und ein Handlungskonzept zu er-

arbeiten. Inhalte können ein Notfallplan, Sensibilisierungsmaßnahmen oder technisch/bauliche Umsetzun-

gen sein. Im DWA-Merkblatt M 119 wird unterschieden zwischen infrastrukturbezogenen, gewässerbezo-

genen, flächenbezogenen, kanalnetzbezogenen und objektbezogenen Maßnahmen, ergänzt um Konkreti-

sierung im Sinne eines 

a. Freihaltens von Fließwegen, 

b. Verhinderns des Abschwemmens von Material sowie 

c. Schaffens von Notwasserwegen, Entwässerungsmöglichkeiten, u. a. 

Die Stadt Rosbach v. d. H. hat sich mit den sich verändernden Wetter- und Niederschlagsbedingungen 

befasst und hat bereits erste Maßnahmen zum Schutz der Einwohner der Gemeinde wie auch der bauli-

chen und technischen Anlagen in die Wege geleitet. Als eine der ersten Kommunen in Hessen hat die Stadt 

Rosbach v. d. Höhe bereits Fließpfadkarten zum Hochwasserschutz erstellen lassen. In den nächsten Jah-

ren sollen Kleinmaßnahmen nach und nach umgesetzt werden Die Fließpfadkarten wurden bereits bei der 

Überarbeitung des Generalentwässerungsplanes berücksichtigt. Renaturierungsmaßnahmen im Zuge der 

WRRL insbesondere am Rosbach sind geplant. Weiter bleibt der Ausbau und die Pflege der Mulden zur 

Wasserrückhaltung im Wald eine Daueraufgabe. (Quelle: Haushaltsplan 2025 Rosbach vor der Höhe). „Der 
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Wetteraukreis setzt künftig auf ein modernes Starkregenfrühwarnsystem. Dabei wird gemeinsam mit den 

Landkreisen Main-Kinzig und Hochtaunus in den kommenden zwei Jahren ein umfassendes Starkregen-

Risikomanagement aufbauen.“ (Quelle: wetteraukreis.de, Pressemitteilung vom 19.08.2025). Weitere Maßnah-

men werden aus den Ergebnissen der o. g. Untersuchungen resultieren. Dennoch lassen sich leider nicht 

alle Risiken vollumfänglich vorhersehen.  

Abb. 8: Ausschnitt aus der Fließpfadkarte (genordet, ohne Maßstab) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lage des Plangebiets (Quelle: www.hlnug.de, 16.09.2025) 

Bei der Planung des neuen Gebäudes werden entsprechende Maßnahmen zur Vorsorge gegen eindrin-

gendes Wasser getroffen (z. B. Schutz gegen drückendes Wasser, WU-Beton, Rückschlagklappen etc.), 

um Schäden an Gebäuden und für Menschen zu vermeiden. Durch die leichte Hanglage des Plangebietes 

wird das Wasser bereits nach Süden/Südosten in Richtung des Bachlaufes des Rosbaches geführt. Der 

südliche Teil des Plangebietes ist als “innerhalb des Gefährdungsbereiches (10 m)“ (orange) ausgewiesen. 

Dieser Bereich wird gem. Vorhaben- und Erschließungsplan weitgehend von Bebauung freigehalten. 

Der Bebauungsplan trifft weiterhin Festsetzungen zur Reduzierung der Abflussmengen wie z. B. zur exten-

siven Begrünung von Flachdächern sowie zur Reduzierung der Flächenversiegelungen. Zum Schutz des 

Kanalsystems vor Starkregenereignissen und zur Vermeidung zusätzlicher Belastungen des Kanalsystems 

wurde eine Festsetzung zur Regenwasserrückhaltung und -speicherung mit gedrosselter Einleitung des 

Überlaufs des Retentionsbeckens in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 

 

11 Altablagerungen und Altlasten 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist laut den verfügbaren Aktenlagen ein Altstandort bekannt. 

 440.023.020-001.019 Altstandort Preulgasse 22b 

Status: Adresse/Lage überprüft (validiert) 
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Bei dem Grundstück handelt es sich nach Aktenlage um einen Teil des ehemaligen Bau-/Wertstoffhofes. 

Gemäß Historischer Recherche vom 22.11.2018 wird (bzw. wurde) auf dem Gelände seit dem Jahr 2001 

mit Elektronikschrott und anderen Abfällen umgegangen (Demontage und Lagerung). Bei Bodeneingriffen 

ist eine gutachterliche Begleitung erforderlich.  

Hinweis: Die Bestandsgebäude wurden zwischenzeitlich abgerissen, eine gewerbliche Nutzung ist nicht 

mehr gegeben. 

 

 

12 Denkmalschutz 

Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmal-

pflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüg-

lich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im un-

veränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu 

schützen (§ 21 HDSchG). 

 

 

13 Bodenordnung 

Ein Verfahren zur Bodenordnung i. S. d. §§ 45 ff. BauGB ist nicht vorgesehen und nicht erforderlich. Für 

die kostenfreie Übertragung der Flurstücke 455/5 und 457/9 als Teile der Erschließungsstraße an die Stadt 

soll ein vereinfachtes Umlegungsverfahren nach § 80 ff. BauGB durchgeführt werden. 

 

 

14 Kennzeichnungen, Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

Hingewiesen wird auf: 

 die Stellplatzsatzung in ihrer jeweils maßgeblichen Fassung, 

 die Grundsätze der Abwasserbeseitigung in § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 

sowie auf die Vorgaben des § 37 Abs. 4 Satz 1 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) und 

 die Lage im Heilquellenschutzgebiet, 

 die Belange des Denkmalschutzes und auf § 21 des Hessischen Denkmalschutzgesetzes 

(HDSchG), 

 die Belange des Bodenschutzes, Altlasten, Altablagerungen und der Abfallentsorgung, 

 DIN-Normen und Regelwerke und 

 die Artenauswahl. 

 

 

15 Verzeichnis der Gutachten und Anlagen 

Im Rahmen des Bebauungsplans wurden folgende Einzelgutachten erarbeitet: 

 Umweltfachbeitrag mit artenschutzrechtlicher Bewertung, Ingenieurbüro für Umweltplanung (IBU), 

Staufenberg, April 2026 

 Ingenieurgeologisches Gutachten, KAT Umweltberatung GmbH, Flörsheim, August 2025 

 Schalltechnische Stellungnahme P 26006, GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein, April 2026 

 Vorhaben- und Erschließungsplan, Werner Wohnbau GmbH & Co. KG, Niedereschach, November 

2025/April 2026 
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16 Verfahrensstand 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 06.05.2025, Bekanntmachung: __.__.____ 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: __.__.____ – __.__.____, 

Bekanntmachung: __.__.____ 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB: 

Anschreiben: __.__.____, Frist: __.__.____ 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB: __.__.____ 

 

/Anlagen 
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